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Der schweizerische Republikaner
herausgegeben

von Escher und Usteri
Mitgliedern der gesejgebeade» Räthe der. hclveiischev'.Rexubllk.

Band M. Iss°. I,IX. Lnzern, r. Mai 1799. (ez. Floréal VII.)

Gesezgebnng.
Grosser Rath, si. Aprik.

(Fortietzung.)
Zimmermann bemerkt, daß der Pfarrer ver-

antwvrriich ist und hingegen die Municipalität nicht
verantwortlich gemacht werden kann; er bittet, daß
man diese nothwendige Verantwortlichkeit nicht aus
Voriircheil gegen eine ganze Klasse von Bürgern, ge-
gen die Pfarrer, verwerfe, und eine Nachlässigkeit
bewirke, die durch doppelte, einander nicht untcrge-
ordnete Aufsicht unfehlbar entstehen mußte, dahinge?
gen anf die verge schlag ne Art die Pfarrer, welche zu
dieser Aufsicht am fahigstrn send, dieselbe wegen dieser
ihnen aufzulegenden Verantwortlichkeit auch am sorg
faltigsten besorgen werden.

Desloes wundert sich über die Geschiklichkstt
mit der die Commission ihre ersten Grundsätze wieder
in einem andern Gewand ausjreklt, um sich dem Wunsch
der Versammlung, die Aufsicht den Muuiziyaütatcn
zu übergeben, zu entziehen. Warum sollte die Muni)
zipalica: mcht auch verantwortlich gemacht werden
können? ungeachtet seines Zutranms in die guten
Pfarrer, glaubt er sey der Vorschlag der Commission
unrcpublikan sch, denn die Rolle von Anklägern, die
die Munizipalitaten spielen sollen, kann jeder einzelne

Bürger spielen, und also sind jene auf die Seite gesezt.

Schluinpf gesieht, daß er lezthin auch dieser

Meinung war, aber nun durch die Commission völlig
aufgeklmt wurde, denn mehrere Aufseher neben einam
der verlasse» steh auf einander und verabsäumen daher
das Ganze, ist aber einer über den andern gesezt, ft
wird alles sorgfältiger besorgt, und daher stimmt er

ganz dem Gutachten bei.
Secretan gesteht, daß er lieber gehabe hätte

Mmnzipchá aren einzig
erhalten. Dieser Autrag ist bestimmt dem Ecsc; über
die M-mizipaiitaten zuwider, weiches diese zu Auftc-
hei» über die Schulen macht. Auch er Hai Achtung

für die guten P'arrer und will ihnen in dieser Rük?
stcht Antheil an der Aufsicht geben, aber sie dock nicht
ausschließend in ihre Hände legen, denn die Verant-
wortlichkeit, die man als Grund aufstellen will, ist
bloß eingebildet, denn wenn man strafe» will, so kann
auch die Mnnizipalität verantwortlich gemacht werden..
Ueberhaupt aber glaubt er in Helvetien sey die Ueber?)
gfbu»g der Erziehung an die Geistlich«» weniger gut
als anderswo, »veil wir unglüklicherweise n» zweiRe?
ligionen getheilt sind, und also die, doch so nöthig?
Einheit der Erziehung auf diese Art niemals beend?
zwekc würde. Sollen denn die Vater nicht eigentlich
zur Ose.-aufstchl »über die Erziehung bestimmt seyn,
haben sie nicht mehr Verantwortlichkeit hierüber auf

isich, als kein anderer Bürger? und ist es nicht unre?
^pubiikaaisch, Mannern, die nicht hcurathen dürfe»,
dieses Geschäft anzuvertrauen und den Distriktsstatt?
valtern, diesen Mischinen der Regierungsstatthalter,

jdie Oberaufsicht über die Erziehung anvertrauen zu
j'vollen? Wir müssen Einheit im Staat und darum
auch Einheit in der Erziehung der Jugend bewirken,
und/darum dürfen wir diese nicht n» die Hände der
in zwei Partheien gecheilren Geistlichkeit kegen!

Esch er sieht Sceretans lebhafte Einwendungen
.gegen das Gutachten der Commission für ziemlich
unbedeutend an, und gla bt die Vorwürfe gegen die
Cvmm! lon seyen unbegründet, denn die Versammlung
beschloß lezchin, daß den Munizipalitáten auch ein
Shell der Aufsicht über die Schulen übergeben werde;
diesem Beschluß entspricht das Gutachten gänzlich,
weil es ftlbst die Oberaufsicht denselben auftragt;
oenn behaupten, diese Oberaufsicht sey bloß eingcbil?
det, ist eben so viel sagen, als weil cm Hauptmautt
oie unmittelbare Aufsicht und Verantwortlichkeit über
seine Compagnie hat, jo sey die Oberaufsicht des
Obrists auch bloß eingebildet, welches doch nicht der
Fall ist, ynS wobei gewiß mehr Ordnung herauskömmh
als wann O brist und Hmiptniain» die gleiche Art Auf?
stcht ohne einander unteracordnet zu seyn, hktttcn. Den
Munizipalitaten unmittelbare Verantwortlichkeit aufzu-
tragen, ist unausführbar, denn jezt schon finde» die

Gemeinden nur mit Mühe ihre Minizipalbeaimen;



würden diese nun noch der Gefahr ausgcsezt, gestraft
zu werden bei jeder Nachlässigkeit/ so würde niemand
dieses Amt annehmen. Besonders seltsam ist die Bes
hauptung, daß mehr Einheit in die Erziehung derIu-
gend der ganze» Republik hineinkomme, wann die

Munizipalitàten die Aufsicht erhalten, als wenn sie

den Psmrm, übergeben wird, da wir doch wisse»,
daß viele Gemeinden und gerade diejenigen bei denen!
die bessere Erziehung am nothwendigsten ist, die Ver^
besscrung der Schnlanstalten nicht wünschen, sondern
lieber dem alten Schlendrian folgen würben, und hin-
gen vermittelst der zu bestimmenden Verantwortlichkeit
das ganze Erziehungswesen unter die Leitung der
.Statthalter und also auch ganz maschinenartig, wie
man es zu nennen beliebt, unter die Leitung des Di-
rcktoriums kömmt, welches so viel Einheit hiueinbrin-
gegen kann, als es ihm beliebt, dahingegen dieses nie-
màls der Fall seyn kann, wann die sehr verschieden-
artigen und unverantwortlichen Munizipalitàten das
lezee Rad dieser Maschine ausmache» sollen. Also
gerade um diese wünschbare Einheit und Wirksamkeit
für den öffentlichen Unterricht zu erhalten muß das
Gutachten amMommcn werden. (Man ruft lebhaft
zum Abstimmen).

Snter wrderftzt sich dem Abstimm-n, weil er
das Gutachten dem 26 § der Cvnsti.ntisn zuwkderlau-
fend ansieht, welcher nicht gestattet, daß den Geistli-
chen irgend eine Staatsbediemmg anvertraut werde.

Carrard bemerkt, daß der § den die Commis-
sion vorschlagt, gerade mit den gleichen Worten ar-
fangt, welche das Mnnizipalitätsgescz hierüber enthält,
und eben so wenig ist das Gutachten dein leztern
Schluß zuwider, weil es die Aufsicht der Munizipali-
taten der des Pfarrers an die Seite ftzt und ihr noch
eine Oberaufsicht beifügt. .In Rüksicht der Sache
selbst ist es eine allgemein anerkannte Wahrheit, daß
die Verantwortlichkeit sich durch Ausdehnung auf inch
rcre Personen schwächt, unc> lischt leicht keimen wir
diese Verantwortlichkeit auf die MuuHpaiitaten aus-
dehnen. Der 26 § der Constitution ist keineswegs
dein Gutachten zuwider, weil die Erziehung keine po-
litische Funktion ist. Die Verschiedenheit der Religion
wird doch nicht auf Schreiben Lesen und Rechnen
gefährlichen Einfluß haben und also auch hieraus keine
Gefahr entstehen, um so weniger, da wir ganz ruhig
den Religionsunterricht den Pfarrern auftrugen, und
die Reli'gionsserschicdcnheit beim Schroben, Lesen
und Rechnen nicht in Ve rächt kömmt. Die Vereint-
gung der in zwei Rciigionsparchcien getheilten Bürger
wird gewiß nicht dadurch bewirkt, daß wir den Geist-
lichee, diesen natürlichen Volkslehrern, einen Theil des
Volksuutcrrichts entziehen, sondern gerade im Gegen-
rhe l, wann wir sie nach und nach zu wahren Volks-
lehren! umbilden. Aus allen diesen Rükfichtcn stimmt

er zum Gutachten. Das Gutachten wird Her Come
mission zurûkgcwiesen.

Die Versammlung bildet sich in geheimes Comite.
Nach Wiedereröffnung der Sikung ssodcrc das

Direktorium für das Gerechtigkeitsdepartement 2000»
Franken, um die Gefangenschaften in Ordnung zu
bringen und die vielen Gefangnen um rhalren zu kön-
neu. Pcrighe foderc Vertagung dieses Begehrens,
bis die Vollsstellvtrtrettr dem Gesez zufolge be,ahlt
sind. Escher sagt, die Erhaltung der Republik ersc-
dert Einziehung der Verbrecher, diese Einziehung erfo-
dcrt Gefängnisse, und die Verbrecher müssen erhalten
werden, also ist der Republik für diesen Gegenstand
Geld nochwendig, folglich ist hier kein Anlaas zu Vec-
tagung; ich fodere Entsprechung mit Dringlichkeiiscr-
klarung. Dieser lezte Antrag wird angenommen.

Se n a t, 24. April.
Präsident: Lüthi von Solothnrn.

Eine Bittschrift des B. Raphael Servers,
Cominandatrt des 2 Quartiers im Kanton Sentis,
worinn Verselbe um Gnade fur die irregeführten ver-
hasteten Unruhstifter in den Dchr-kten Mosuaog und
Ftauwil bittet, wird verlesen uud dessen Zusendung
ans Direktorium beschlossen.

Der Beschluß welcher fünf Häuser zu Friburg,
Kanton Sentis die von ihrer Gemeinde Hclferschwcil
weg, in den Distrikt Flaweil eingetheilt wurden mit
ihrer Gemeinde wider vereinigt und mit derselben
de-n Distrikt Lichtensteig einverleibt, wird zum stenmal
verlesen.

Ruepp räch zur Annahme. Der Beschluß wird
angenommen.

Der Senat schließt seine Sitzung und nimmt
zwei Beschlüsse au, von denen der eine den jährliche»
Gehalt der Suppleanten beim obersten Gerichtshof
um 48-> ssrankcn, und der andere den Gehalt des
Generalsekretars des Direktoriums ebenfalls um 48a
Franken vermindert.

Nach Widereröffnung der Sitzung wird der Be-
schlich verlesen und angenommen, welcher verordnet
das Gesez über die gleichen Rechte aller helvetische«
Bürger bei Geldotagcn in Rüksicht auf die Collokation
ihrer Schuldtitel, soll gedrukt, bekannt gemacht und
angeschlagen werden.

Muret bvmerkt, es sey für den Senat nicht
minder nothwendig als für den grossen Rath, die
Beschlüsse des Direktoriums, wenigstens die allgemeinen
zu kennen; er verlangt der Senat soll das Dirckto?
rium purch eine Bothschaft einladen, ein Doppel der-
selben der Kauzlei des Senats immer mitzutheilen.
Dieser Antrag wird angenommen.



Grosser Rath, 25. April.
Dice-Präsident: Desloes.

Folgendes Gutachten wird ;>un zweiten mal ver-
lesen, und in Berathung genommen:

Bürg er Gesezgeber
Die Commission, welche über die Bittschrift dw

76 Bürger der Gemeinde Balgach, im Canton Sentis,
nicdergesezk worden, um die Frage zu untersuchen:
ob diesen Bürgern nicht eine andere"und vortheilhaftere
Tenutzungsarr ihrer Gemeinds reide, oder des söge-
nannten Eifeurieds, könnte gesezlich zugestanden
werden, bat die Ehre, euch folgenden Rapport zu er-
statten.

Diese Gemeiudswe weist ein schönes, grosses, ebenes
Griindstnk, von guter fruchtbarer Erde. — Die Com-
Mission ist innig überzeugt, daß, wenn dieses Erdreich
umgebrochen und angebauet würde ^ alsdann solches
einen wnt grossem Nutzen hervorbringen müsse, als
wenn solches nur, wiebishero, als Viehweide ge-
braucht welche.

Dieser vortheilhastcn Benutzung steht kein anders
Hinderniß im Wege, als die Majorität der Th ilha«
ber, welche entweder an den? albernen Grundsaz der
alten Uebung hangt,, oder vermittelst dessen mehreren
Genuß ziehen kann, als die übrige.

Die Commission ist versichert, daß die Gemeint e

Balgach nicht die einzige, sondern daß in Helvetien
noch mehrere und viele Gemeinden sich in diesem Fall
befinden; sie schlagt euch demnach folgenden allgemei-
neu Gesetzcsentwurf vor:

An den Senat.
In Erwägung, daß es Pflicht der Gesetzgebung

sey, alle diejen gm Bürger mit Gesetzeskratt zu unter-
stützen, welche auf bessere Benutzung und Anpflanzung
des schweizerischen Bodens andringen;

In Erwägung, daß alle Theilhaber eines gemein-
stnnen Grundstüks gleiche Rechte und gleichen Vortheil
g messe» sollen;

In Erwägung, daß das alkgemeine Gefi'z über die
Derkhcilung ber Gemeingüter noch nichr so bald er
fthe neu kann; >

hat der grosse Rath nach erklärter Dringlichkeit

beschlossen:
1) Jeden Theilhabern an Gemeingut in Helvetien

ist es unbenommen,, ihre habende G-'meinweidt ganz
oder zum Theil anzupflanzen; hieven sind solche Weid-
Sauge ausgenommen,-ans welche»» nuzbares oder nn-
kttb.hll chcs Gch-lze sich?.

2) Wenn sich nicht alle Anlnciihaber einer solchen
Gemeinweide zu solcher Anpflanzung ve-stehen b nnen,
«ud «ch.ige- oder mehrere den Wtidgang beibehaltet!

wollen, so werden die Bürger, in 2 Klassen abgetheilt.
z) Jede dieser Klassen, ohne Rüksicht, ob sie

grösser oder kiemer sey, wählt unter sich drey Aus-
geschossen.

4) Diese gegenseitig Ansgeschossenen werden sich
ungesäumt mit einmder freundschaftlich über folgende
Gegenstände vergleichen

«) Ueber die ^rässe des zum Pflanzen begehr-
reu Bezirks.

>,) Ueber die Gegend, wo dieser Bezirk ausge-
market oder gelegen seyn soll.

5) Wenn sich die Ausg.schossene nicht vereinbaren
kcnneu, so wird die Vcrwaltungsk. d.Kant. entscheiden.

6) Diejenige Klasse, welche ihren Theil empfangen
wird, muß ihre Früchten allein, und ohne Kosten der
andern beschirmen.

7) Di scs kann nach Belieben vnrch Zäunen,
(Hagen) Graben oder Hüten geschehen.

8) Der zum Pflanzm bestimmte Bezirk muß an
demjenigen Ort angewiesen werden, wo die Bcschir-
muug am leichtesten ist.

9) Die Grösse dieses Be; rks muß mtt der An-
zahl der Klasse gegen die andere Klasse im Verhalt-
niß stehen, wenn solches verlangt wird.

10) Allfallige Beschwerden, welche bestimmt auf
der Nnzniessmg eines solchen Gemeinguts liegen,
werden ebenfalls vcrhältnißmäßjg auf beide Klassen
vertheilt.

Desloes anerkennt zwar die Grundsätze dieses
Gutachtens als gerecht, allein er glaubt, das Gut-
achten selbst sey im gegenwärtigen Zeitpunkt unzwek-
mäßig, weil ein grosser Theil der helvetischen Bürger
jezt unter den Waffen steht, und durch diese Bera-
lh'.mgen leicht Unordnungen in den Gemeinden entste-
hen kcmue; er wünscht dagegen, daß die Gemeinds-
Verwaltungen berechtigt werden, jedem armen Bü -

ger einen "kleinen Theil des Gemeinguts abzutretty»,
um darauf einige Lebensmittel anzupflanzen. Ge yn 0 ;
stimmt ganz Desloes Antrag bei: Reghli ist gleicher
Meinung, indem er in der Ueberzeugung steht, baß
in vielen Gememden die gröstcn Unordnungen durch
diese vorgeschlagenen Berathungen lntsiünden.

Schttumpf bemerkt, daß wenn dieser Gegen-
stand verspätet wird, die ganze dießjährige Jahrsbe«
Nutzung dieses Gemeindlandesdadurch gehemmt würde;
er "gesteht aufricGig, daß es ihm Mühe macht, so

viel unbenuztcs Land m Helvetien zu wisse», und ge-
rade in diesem Angenblik, wo die Zufuhr der Lebens-
mitte! aus Schwaben gehemmt ist, und also viele
arme Bürg, r sich nicht die erfoderlichen Anpflanzungen
auf ihrem Miteigenthum machen können, weil die
reichen Bauren ihr Vieh gerne noch auf die Weide
senden. Da ebcr das »>cse; diese Anpflanzungen nicht

Lebie.ct, sondern nur denjenigen Bürgern die diese



Benutzung begehren sie zulaßt, so wünscht», daß das-feiten veranlassen, da hinlegen das Gutachten die-
Gutachten sogleich angenommen oder wenigstens §§wcisel selben verhütet. Fizi denkt, wir sollten das Trod-
in Berathung genommen werde. Germans untere s pflanzen befördern, statt hindern, und stimmt also
stüzt das Gutachten weil die Anwesenheit der Armeen ^ der Behandlung des Gutachtens bei. An verwerth
an unsrer Grenze es nothwendig macht, daß die armen "
Bürger sich durch neue Anpflanzungen die erfoeerlichen
Lebensmittel verschossen können. Herzog v. Münst.
stimmt Desloes bei und will einzig bestimmen, daß
den Ai'.theilhabcndcn Bürgen solche Streben Landes
zur Benutzung übergeben werden sollen. Akermann
ist überzeugt, daß jczt nicht der Augenblik vorhanden
»st, die bessere Benutzung des Landes und die Hervor-
bunauug von Lebensmiktcln zu hemmen, smd da durch
Desloes Antrag nicht viel herauskäme, w il die reichen
Bauren auch Gemeindsverwalter sey»werden, so stimmt
er zum Gutachten. Cu st or findet die Grundsätze des
Gutachtens zwekmassig uud fodcrt also SLweise Bc-
Handlung desselben. '

Graf glaubt die grasten Unordnungen und Un-

halte gewünscht, daß die es Gutachten schon vor eini-
gen Monaten behandelt worden wäre, um die V<i-
ch.il. ng selbst zu hiu^e'l!, er fodcrt Behandlung des
Gutachtens. Cartier stimmt Desloes bei, weil
man s nst zum voraus entscheiden müßte, wer eigene--
lich Theilhaber sey, lind wie ihre Rechte bestimmt
werden sollen.

Sectetan findet, beide Hauptmeinungen kom--
men ziemlich miteinander überein, ausgenommen, daß
Desloes Antrag die Armen mehr der Willkührlichkeit
der Gemeindsoerwaltungen aussetze, aks das Gut-
achten. : gerade den gegc wortigen Augenblik findet
er schillich für dieses Gcsez, indem durch dasselbe der
Armuth zuvorgekommen wird, statt dieselbe, wann

ngen und Um sie schon da ist, zu unterstützen: er ist in der grösten
Zufriedenheiten entstehen, wann Brod mangle, und Erwartung über die Wirklich; dieses Gesetzes, indem
sie bessere Benutzungsart des Landes werde man nicht-wie es schon lange in Lausanne der Fall war, aus
bindern wollen, damit immer nur die Reichen das? unfruchtbaren Hügeln Gerten entstehen werden: die

zum Gutachten stimmen, denn v-cle Gemeindgürcr
liefern die Gcmeindsbedürfnisse; vertheilen wir jene,
so werden die armen Bürger diese Gcmeindsabgabe
nicht abtragen können ; daher glaubt er, sollte die alte
Uebung befolgt werden, daß den armen Bürgern etwas
Land zur einstweiligen Benutzung, abgetreten und den

Verwaltungskammcrn die Entscheidung allfalligerStrei-
tigkeiten übertragen werde. Preux stimmt Bour-
geois bei. Gmür glaubt auch durch dieses Gutach-
ren würden so weitläufige Streitigkeiten entstehen daß
die Armen das Land noch lange nicht benutzen könnten;
in dieser Rüksicht stimmt er Bourgeois bei, damit die

armen Bürger sogleich etwas Land erhalten. Er lach er
gesteht, daß ihm das Gutachten wohl gefallt, aber

für den gegenwärtigen Zeitpunkt nicht, denn wann
etwas zu theilen ist, so müssen die Theilhaber dabei

tcy» und jczt könn-n diese nicht hcimberufen werde»,
daher stimmt er Bourgeois bei.

Desloes denkt, durch seinen Antrag werde eben

so geschwind Brod geschaft als durch das Commissio-
nalgutachten, wcltzes Zusammenberufung der Gemcin-
den fodert, nnd eine Art vcrstekter Vcrttzeilnng der
Gemeindgüter bewirken würde, daher beharret er aus
seinem Antrag, und will den Verwaltungv'lammern
Entscheid über Uneinigkeit auftragen. Schlumps
findet die gemachten Einwendungen seyen nnbedeuttnd,
denn gerade der gegenwärtiaen Zeitumstonde wegen
ist es nothwendig s mit Cchleuyigkeit hierüber abzu-
sprechen : er glaubt Desloes Antrag würde Streitig-

müde wegen fodcrt er Behandlung des Gutachtens
selbst, in welchem nur wenige Verbesserungen eefo-
dcrlich seyn werden.

Erlach er fodert vor allem aus Entscheidung
über die Frage, wer Theilhaber an den Gemeüids-
güten» seyn soll oder nicht. Schlumpf sagt, diese
Frage brauchen wir nicht zu entscheiden, denn jedcr
weil? selbst, was er besizt.

Das Gutachten wird §§ weise in Berathung ge-
nommcn.

§ i. Carra rd will nicht blos provisorisch die
Benutzung der Gemeiudsgütce gestatten, und glaubt,
man konnte den ganzen § weglassen, weil es sich von
selbst versteht, daß man sein Eigenthum benutzen kann.
Desloes findet auch, dieser^ sollte weggestrichen
werden, weil sich dieses von selbst versteht. Aker-
ma.nn stimmt Carrard bei. Bourgeois folgt,
will aber bestimmen, daß die Waldungen nicht ein-
zclu beuuzl werden können. S ecr e r an glaubt, es
wäre am zwckmaßigsten zu bestimmen, baß die freie
Ben. tzmgsart Folge des Gemeindeigcnchums sey,
und summt übrigens Bourgeois bei.

Schlumpf beharret auf dem Gutachten, weit
es nothwendig ist etwas zu bestimmen über diesen Ge-
geustand, indem in vcrschiednen Genieindsverkomm-
mssen die Benutzung als Weidgang gefezlich bestimmt
ist ; .indeß will er zugeben, daß der Werth provisorisch
weggelassen und dagegen Bourgeois Antrag angenom-
men werde. A »der wert h stimntt zum Gutachten



dock, statt des Worts Gemeinde, wünscht er zu setzen :

je Antheilhaber an den Gcmeindsgàtern." Cartier
w dersczt sich dieser Verthcilung der Gemeindgüter
oder ihrer Benutzung, weil dieselbe zu grossen Schwie-
rigkciten Anlaß giebt, und die Enthebung der Ge-
meiads nsgabeu dadurch gehindert würde. Guter
folgt ganz Seeretan. Schluin pf beharret nochmals
auf dem Gutachten. D e slo e s bemerkt, daß wenn
die Gemeindsweidm laugst dem Ausfluß des Rhodans
bepflanzt werden, der Fluß nicht mehr eingedämmt
werden kann. Custor d nkr Cartiers Meinung sey
unbedeutend, weil es nicht um Vertheilung zu thun
ist, sondern nur um Benutzung; er stimmt dem Gute
achten bei. Legier dcnlt, durch bessere Benutzung
der Gemcindweiden werden die erfoderüchen Abgaben
besser enthoben werden können, als bei der jährlichen
schlechten Benutzung; er stimmt Bourgeois bei.
Carmiutran ist gleicher Meinung. Aker mann
folgt Castors Bemerkungen.

Die weitere Berathung wird vertaget und die
Versammlung bildtt steh in geheime Sitzung.

Nachmittagssitzung.
Der Senat theilt das Urkaubbegchren des Dirck-

tvriums für den B. Luth! v. Col. mit, um densel-
ben zu einer wichtigen Sendung brauchen zu können.
Gchlumpf findet der Senat habe recht, uns dieses
Begehren mitzutheilen; er will demselben entsprechen
besonders weil Lüthi morgens schon abreisen will. See
cretan ist gleicher Meinung, fodert aber eine Both-
schalt durch die das Direktorium eingeladen werde,
seine Begehren an die Gesczgcbung, erst dem grossen
Rache zu übersenden. Diese beiden Anträge werden
angenommen.

Z im m ermann wird zum Präsidenten, Blatt-
mann zum deutschen Secretär, und Beutler und
Thaler zu Stimmzählcrn ernannt.

Senat, 2 Z. A p ril.
Präsident: Lüthyv. Sol.

Der Beschluß, welcher verordnet, das Gesetz,
dem zufolge keine gerichtliche Schuldbetreibungen gegen
Bürger statt haben können, die auf Befehl der Regie-
rung muer den Waffen stehen, soll gedrukt, bekannt
gemacht, und, wo es nöthig ist, angeschlagen wer-
den, wird verlesen und angenommen.

Der Senat schließt seine Sitzung, und beschäftigt
sich mit einem Finanzbcschiuß, der an eine Commis-
sion verwiesen wird. — Die Sitzung wird wieder
eröffnet.

Eine Bothschaft des Direktoriums an den Senat
wird verlesen, worin derselbe eingeladen ist, dem Bür-
xer Lüthy v. Sol., Mitglied des Senats, zu einer
wichtigen Sendung eine» Urlaub für einige Zeit zu
bewilligen

Der Präsident schlägt vor, diese Bothschaft, über
deren Gegenstand, dem Gesetze zufolge, der grosse
Rath die Initiative hat, diesem leztem zuzusenden. —
Dieser Anrrag wird angenommen.

Mrttelholzer wird zum Präsident, Ziegler
zum deutschen Secretär, und Boxler zum Saalin-
spektor erwählt.

Der Senat schließt neuerdings seine Sitzung,
und nimmt nachfolgende 2 Beschlüsse an:

I. Der grosse Rath der helvetischen Republik auf >

die Bothschaft des vollziehenden Direktoriums,
In Erwägung, daß die Kriegssteuer deren Bett

trag man den Steuerpflichtigen frei gestellt hat, nur
den patriotischen Bürgern zur Last fallt, und hingegen
von Egoisten und Uebelgesinnten höhnisch auögewichen
wird, indem diese dem Laterlande ihre Unterstützung
verweigeren;

In Erwägung, daß es nothwendig ist, die Grösse
des Beitrages durch ein Gesez zu bestimmen, und dass
bei der Abfassung desselben, jenes System der unmit-
telbaren Auflagen, so wie sie unterm 17. Oktober 179»
beschlossen worden, zur Grundlage dienen kaun,

Hat nach erklärter Dringlichkeit beschlossen:
1. Zur Bestreitung der Kriegskosten wird der un-

mittelbaren Vermögenssteuer von den Kapitalien und
unbeweglichen Gütern noch eine außerordentliche Bei-
steuer von Zwei vom Tausend beigefügt. Eins dieser
Zwei von Tausend b^ahlt man sogleich nach der
Kundmachung des Gesetzes, und das andere, sobald
es auf die Einladung des Direktoriums von den gcs
sezgebenden Räthen beschlossen seyn wird.

2. Das Vollziehungsdirektorium ist bevollmäch-
tigt,a!le Bürger Helvetiens, welche das Auflagen-
system unberührt laßt, mit Ausnahme der notorisch
Armen zu taxiren; ebenfalls ist es authorisirt die
Fremden zu taxiren, die in Helvetien wohnen, und
die bisher nicht taxirt worden sind; die einen wie die
anderen, theils nach dem Gewinn von ihrem Erwerbe,
theils für Zwei vom Tausend ihres vermuthlichen
Vermögens. Die Taxirung geschieht durch die Ein-
nähme. Wofern sich ein Bürger beschwert glaubt,
so kann er seine Klagen der Verwaltungskammer des
Kantons eingeben, nach der Form wie das Geftt
sie bestimmt.

z Das vollziehende Direktorium ist bevollmäch-
tigt, den Betrag der unmittelbaren Auflage gedop-
pelt und dreifach in solchen Gemeinden einzugehen,
die sich im Zustande der Empörung befunden haben,
oder darinn fallen werden; eben so ist es bevoll-
mächtige, die durch das Gesez vom 17. Oktober I7Y»
bestimmten Geldbuße» gegen diejenigen zu verdoppeln,
welche sich der Einrichtung des gesezlichen Beitrages
höhnisch, entweder entzogen haben, oder entziehe»
werden.

4- Das vollziehende Direktorium ist e ngeladen,durch



â Mittel, die es in Handen hat, das Geschäft von
der Tax-rung der liegenden Gründ« und der richtigen
Bestimmung der Capitalien zu belchleunigen, und es
wird die Muniz palitäten und die zur Einnahme ange-
stellten Personen über die schnelle und genaue Vollzie-
hung dieser Maßnahmen verantwortlich machen.

5. Sogleich unmittelbar und ohne Verzögerung,
wird es die vollständige Beziehung der uiMntteibarcn
ordentlichen Auflagen für das Jahr 1799 ausführen
lassen, so wie diese Auflagen durch das Gesez vom
i?ten Oct. 1798 festgefezt worden.

6. Der erste Artikel des Gesetzes von, 14. Merz,
«nd das Gesez vom zc>., betreffend die Kriegssteuer,
find hiemit -uriikgenommen. .Diejenigen Zahlungen,
die zufolge dieser beiden Beschlüsse mögen gemache
worden seyn, sollen von den unmittelbaren ordentlichen
sowohl, als aussei ordentlichen Beitragen abgezogen
«erden.

7. Dieses Gesez soll gedrukt, in ganz Helvetica-
bekannt gemacht, und, wo es nöthig ist, angeschla-,

.gen weiden.

In Erwägung, daß es unzerecht wäre, wann der

-gute Bürger mit dem Strrer der öffentlichen Ruye,
und demjenigen, welcher durch eine strafbare Gleich-
Küitiglcit Theil an seinem Verbrechen nimmt, die gieb
che Last .rage» sollte;

hat der grosse Rath nach erklärter Dringlichkeit
b e s eh l 0 s s c n:

Das Vollzièhungs-Di cktorium ist eingeladen, in
»er Vollziehung des Gesetzes, welches dasselbe bevoll-
mach'igt, den Gemeinden, welche sich im Znstande der
Empörung befunden haben, oder darin befinden könn-

ten, die Kriegssteuer zu verdoppeln oder zu veröreifa-
«hen, darauf zu wachen, daß diejenigen Burger, wel-
«i)t sich durch offenbar erwiesene Thalsachen, der Em-
pörung in ihren Gemeinden widersezm,, nicht die Last

mit denjenigen tragen müssen, welche entweder durch
thalliche Theilnahme oder durch eine strafbare Gleich-
Lnlligkeit Theil au diesem Verbrechen-nahmen.

Dieses Gesez soll scgl ich gedrukt, in ganz Hel-
retten bekannt gemacht, und, wo es nöthig ist, ange-
schlagen «erden.

Grosser Rath, 26. April;
Vicepräsident : Zim m e r m a nn.

Die Berathung über den 1 § des gestern behan-

»elttn Gntochtens über die Benutzung der Gemeinds-

guter wird sortgese-l.
^ ^Desioes bemerkt, daß nele Mitglieder der

Rerswumiung die Landwirthscbaft nur aus Büchern
kennen, da doch bei selchen Gegenständen Erfahrung
weit lehrreicher ist. De> nun diese Commission nur

über «men einzigen Gegenstand, nämlich über die-
Bittschrift der Gemeinde Balgach im Rheinthal nie-
dergesezt wurde, so ist wohl dieses Gutachten auf
diesen einzelnen Fall anwendbar, und in demselben
sehr zwekm'ßi'g allein was an einem Ort zwekmäßig
ist, ist an den andern sehr nachtheilig, und daher svl-
len nie bei einzelnen Fällen allgemeine Gesetze gemacht
werden. Er wiederholt alle gestern schon angeführten
Gründe wieder das Gntachten, will der Bittschrift
von Balga; entsprechen, und das Gutachten der Com-
Mission zurükweisen.

G r a f fodert, daß man nicht wieder auf die ge-
steige Berathung znrükkomme.

Tab in stimmt zum Gutachten, und fodert einen
Bei sa; § für Besichütznng der Waldungen. Ander-
werth begreift nicht, warum dieses Gutachten so
viele Schwierigkeiten leidet, da es nur um freie Be-
Nutzung des Eigenthums zu thun ist^ welche schon in
der Constitution gesichert ist: er fodert also, daß ohne
weitere Umschweife bestimmt werde, daß jede Gemein-
weide, wobei also die Waldungen schon ausgeaom?
men sind, nach dem Wunsch der Theilhaber verhält-
nißinäßig nach ihrer Anzahl benuzt werden könne.
Würsch stimmt Desloes bei, weil er eine allgemeine
Theilung der Gemcindgüter als Folge eines solchen
Beschlusses ansehen würde. Scho.ch stimmt zum
Gutachten mit Aasnahme der Waldungen, denn er
weiß, daß wenn einst die ersten kleinen Schwierigkel-,
ten überwunden sind, die Gemeinden diejenigen feg-,
nen werden, welche diese Benutzung bewirken. R eU-
stab stimmt Anderwerth bei, und begreift nicht, wie.
man sich einer so einfachen deutlichen Sache wieder-
sitzen kaun: Pozzi stimmt Desloes bei. B Entier
stimmt Andcrwerth bei, und weiß aus Erfahrung,
daß diese vermehrte Benutzung viel Seegen bringt.

Graf zieht seine Einwendung zurük, und folgt
Anderwcrchs Meinung. Thorin bittet, daß mau
doch die Schwierigkeiten, die sich bei einer Theilung-
der Gemeiudsgü-er vorfinden würden, nun nicht auf
die bloße Benützung eines Theils der Gemeüuvcide
für die Armen anwende: er wünscht einzig eine bessere

Abfassung, durch die die Waldungen and Alpen aus-
genommen werden. Eu si or ist gleicher Memmig,
und will auch die zur Eindämmung, der Bergströme
«sih-gen Hoizstcllttt ebenfalls ausnehmcn. Lacoste
'will dahîi. bleiben, der Gemeinde Balgach in il r iw
Begehren zu entsprechen. Lebon stimmt Dcsiors bei.

Der § wird der Commission zurükge.riesen. K i lch-
mann fodert, daß Morgens die Commission rappor-
tiere. Gysciidörfer will der Tillschrist von Bal-
gach ohne das allgemeine Gesez abzuwarten, cut-
sprechen. Kilehmanns Antrag wird auaensmmem

Trösch wü! auch denjenigen Bürgern Land ge-
ben, die keinen rechtlichen Antheil an den Gemeinds-
gütern haben. Desloes stimmt eifrig Gysindörftrs



Antrag bei, weil das Gute niemals verzögert son-
dem so schleunig als möglich bewirkt werden soll.

Cusior fodert Tagesordnung über Gysendörfers
Antrag, weil die Bedingungen unter denen die be-

gehrte Benutzung in Balgach statt haben soll, vor
allem aus scstgeftzt werden müssen.

Carraro bemerkt, daß nur einige arme Bürger
von Balgach das Begehren machten, daß ihnen das
Gemeinöland zur Benutzung abgetreten werde, und
die Commission fand, daß dieser Gegenstand im All-
gemeinen behandelt werden müße, worin sie auch ganz
recht hatte, denn wir müßen immer die Sache im
Ganzen betrachten.- er begreift, daß sich reiche Eigen-
thümer dieser Benutzungsart widersetzen werden,
allein es ist darum zu thun, die arme» Bürger in den

Genuß ihres Miteigenthums einzusetzen, und da dieß

j« Allgemeinen behandelt werden muß, so stimmt er
Custom bei. Dieser Gegenstand wird vertaget.

Lacostes Antrag, daß ma» den Pfarrern den

Advoratenberuf untersage, wird in Berathung genom-
men. Bit le ter untcrstüzt diesen Antrag. Germann
findet ein solches Geftz überflüssig, weil sich dieß von
selbst versteht, und das Direktorium diejenigen Pfar-
rer zur Ordnung weisen soll, welche diesen Nebmbc-
ruf unternehmen würden. Carrard glaubt, der 26. §

der Constitution entspreche schon diesem Antrag, und
daher könne man hierauf begründet zur Tagesordnung
gehen. Pcrig he begehrt Tagesordnung, weil er ei-

»ein geschiktc» Pfarrer, 5cn er in Sitten kennt, nicht
untersagen will, einige Rcchtsschriften zuschreiben.

Custor glaubt, man könne nicht auf die Constitution
allein begründet zur Tagesordnung gehen, sondern

müße auch die Tagesordnung auf die bestehenden Ge-
setze begründen. Lacoste beharret.

Anderwerth: Die Rcligionsdicner sind die er-
sie» Friedensrichter in der Republik, wenn sie die

Pflichten ihres Berufes genau crsullen: aber ihre Coin-
petcnz ist die Kanzel; dort sollen sie die allgemeinen
Grundsätze der Liebt und des Rechtes verkünden.
Konnren sie auf diese Weise die Prozesse nicht verhin-
dem, so liegt die Sache in weltlichen Hänoen, und
ausser ihrer Competcnz. --- Immer wäre es gefahrlich
und unz.vckmàssig wenn die Geistlichen den Advocaten-
beruf mündlich oder schriftlich treiben durften: gcfahr-
lich des Einflusses wegen, den die Geistliche an vielen
Orten auf die Richter haben könnten: nnzwekmässig,
weil ein Geistlicher, der sich in Rechtshasdel mischt,
das "Zutrauen seiner Pfarrgemeinde oder eines Theiles
derselben, besonders in Gemcindsstreitigkeiten mehr
oder winder zu verlieren Gefasw lauft, und daher kön-
neu wir dem Volk keinen größern Beweis geben, daß
wir den Stand der Geistlichen in eil.er gewißen Würde
erhalten wollen, als wenn wir die Geistlichen von dem
Adaocatenberuf ausschließen, und daher zur Tages-
Ordnung gehen, mvtisirt auf die Constitution, welche

die Geistliche» von politische» Staaksverrichtunge»
ausschiiesset. Secret«» glaubt, die Geistlichen seyen
nicht dem Buchstaben der Constitution zufolge vom
Advocateudicnst ausgeschlossen, aber dieses müße durch
ein Gesez geschehen, und dann enstehe die Frage,
ob sie zu Hause nicht rechtliche Schriften für Ver-
wandte oder Freunde schreiben dürfen: auch müße
eine Strafe über desselben bestimmt werden, da-
her fodert er Verweisung dieses Gegenstandes an
eine Commission. Marcacci stimmt Secretan bei.
Weber glaubt, man könne einzig den Pfarrern vcr-
biethen, daß sie nicht öffentlich als Advocaten auf-
treten, da aber dieses auch nie geschehen seyn wird,
so fodert er Tagesordnung. Carrard glaubt, da im
Geftz über den Rcchtsgang ein eignes Kapital über
die Advocaten erscheinen werde, so könne der Gegen-
stand dieser Commission zugewiesen werden. Beut-
ler stimmt Lacoste bei. Guter denkt, die Pfarrer
sollen bei dem Himmel bleiben, und sich nicht mit den
irdischen Dingen beschäftigen: er findet, SecretanS
Unterscheidung sey selbst eine Advocatensubtilität, und
fodert auf die Constitution b gründet Tagesordnung,-
Dieser lezce Antrag wird angenommen.

Secretan im Namen einer Commission legt fol-
genden neuen § in dem derselben zurükgewiesnen Gut-
achten vor (S. grosser Rath, Sitzung v. 20 April.)
§ 1. Jeder Bürger der sich weigern würde, eine Stelle
bei der Municipalität oder bei der Gemeindskammer
anzunehmen, zu welcher er gesezlicher Weife gewählt
wurde, verfallt in eine Strafe die dem Fünf vom
Hundert seines Vermögens gleich kommen soll; diese
Strafe wird zu Gunsten derjenigen Gemeinde bezogen,
von welcher er gewählt wurde; er wird über das fur
lo Zcchre unfähig erklärt, irgend eine andere Stelle
in dem ganzen umfang der Republik zu bekleiden.

Erlach er untcrstüzt daö Gutachten, wünscht
aber das Geftz nur bis zum Frieden gelten zu machen.
A n d e r w e rth fodert §§weise Behandlung. Dieser
Antrag wird angenommen.

Bille ter will auch die Erwägungsgründe einzeln
in Berathung nehmen. Escher bemerkt, daß die
Erwägungsgründe die § des Gesetzes selbst angehen
und den Grund derselben enthalten, daß wir folglich
erst das Gesez bestimmen müssen, ehe wir diese Gründe
erkläre» können, und fodert also Behandlung des l. §
des Gutachtens.

Desto es fodert Tagesordnung über diesen Ans
trag, weil die Erwägungsgründe welche die Commis-
siön aufstellt, zu hart und ungerecht sind. Bille ter
stimmt Desloes bei, und begreift nicht, warum man
nicht auch über die Erwägungsgründe sprechen durste.
Secretan ruft: armes Vaterland, vielleicht bist dn
an einem gefahrlichen Abgrund, und statt alle Kraft
zusammen zu nehmen, »un dasselbe zu retten, berathen
wir uns, ob wir ein Gesez oser die bloße Einleitung



idessekben î» Berathung ziehen woken, und die noth-
wendigsicn Maaßregeln zur Rettung des Vaterlandes,
findet man zu hart, man will die Freiheit durch Nach-
läßigkeit lösen, um sie zu erhalten. Es ist der Natur
der Sache gemäß daß man Eschcrs Rath folge, und
vor allein aus das Gesez, nachher dessen Abfassung
behandle. Dieser Antrag wird angenommen.

§ i. Escher ist mit Secretan einig, daß man
die Freiheit nicht röden »misse um sie zu erhalten,
aber gerade dieses Grundsatzes wegen, kann er durch-
aus diesem Gutachten nicht beistimmen, denn der Bürger
trittet in die Staatsgesellschaft um seine Rechte zu
sichern und seine Freiheit zu schützen, zwingen wir ihn
aber durch Geldbussen Beamtungen anzunehmen, durch
die er seine Familien vernachlaßigen muß, oder zu
denen er keine Fähigkeiten hat, so unterdrücken wir
seine Freiheit und hindern seinen Zwek; denn es ist
durchaus unrichdg, daß nur Eigennnz oder böser Wille
dw Stellen ausschlagen mache: Nein, viele fühlen,
daß sie vor allein aus für den Unterhalt ihrer Haus-
Haltungen sorgen müssen; andere empfinden, daß ihnen
die gehörigen Kenntnisse mangeln, denn man erinnere
sich, daß die Municipalitäten die Einregisirirungen
in ewigen Gegenden auf sieb haben, und also nicht
jedermann dazu fdhig ist. Nur solche Bürger kann
ukscr zu machendes Gesez im Auge haben, welche Chr-
geiz genug haben, um in ruhigen Zeiten Beamtungen
auf sich zu nehmen, denen es aber an Zutrauen oder
Thätigkeit fehlt, um sich in diesem bedenklichern Augen-
blik den öffentlichen Geschäften zuwiedmen; und diese
Türger können wir nicht iwekmaßiger strafen oder
zwingen die Stellen anzunehmen, als wenn wir sie
10 Jahre lang unfähig erklären, andere Stellen zu
bekleiden, daher fodert er D- rchsireichung der Geld-
bussc in dem vorgelegten §.

(Die Fortsetzung folgt.)

G r a u b ü n d t c n.

Die provisorische Landesregierung an das ge-
sammle Voîk Bûlàns.,

Bürge?!
Die Rerräftntanttn der einen Und uncheilkaren

Kelvck scheu .Republik in Luzern haben beschlösset»,
eine Ausserderung an Bdndten ergehen zu lassen,
feine Jugend zum Kriegsdienste, unter der Legion von
achfzchiilanscnd regulieren Helvctiern, aufzumuntern,
die sie aufstellt. Wir kommen dieser Aufforderung
um so mehr zuvor, als bereits Büudtnerofftcicre, die
Werbungen im Lande zu besorgen, beantraget sind..
Jünglinge Bündtcns s die Helvetier treten fchaarenwöise
freiwillig in diesen Dienst. Warum solltet ihr nicht
«x»s gleicht thun, «nd zeiget», daß ihr eben so muthig,

eben so würdig enerer tapfern Voreltern seyd, als fie
der ihrigen? Zhr fechtet, w mil's zum Fechten kom-
men sollte, fur die he ligen Rechte der Menschheit,
fur Freiheit und Unabhängigkeit, fur das gem infame
Vaterland. — Wi-ehrenhaft ist dieses nicht! ihr sechs
tet in Gesellschaft euerer alten Brüder, der muthigen
Helvetier, Tells Söhnen. — Mit welcher Sehnsucht
erwarten euch diese nicht, und wie herzlich werden sie
euch nicht, wenn ihr kommt, um äffen! Helvetien stehet
unter dem Schutze der unüberwindlichen frankischen
Nation. — Nie wird also der Fall eintreten, daß ihr
das Vaterland zu vertheidigen habet, ohne daß die
sieggewohnten fränkischen Heere euch unterstützen.
Wohlan dann, Rhäticr! entschliesset euch unbedenklich
und schnell, lasset euch zahlreich bei den -Werboff-cieren
einschreiben, und eilet den Exercierplatzen zu, wo ihr
ausgebildet, und zur Einärutung des unverwelklichen
Ruhms republikanischer Tapferkeit vorbereitet werden
sollt.

Wir können übrigens dem gesammteu rhatischen
Volke unser Mißvergnügen darüber nicht bergen, daß
wir noch die Listen derjenigen Gemeinden nicht erhicl-
ten, die ihre Waffen abgeliefert haben, und daß von
Seiten der fränkischen Behörden noch immer geklagt
wird, daß noch nicht alle abgeliefert worden seyen.

Ihr werdet nun, liebe Mitbündmer! uno zwar zum
ieztenmal erinnert, alle noch rükstandige Waff n un-
verweilt einzubringen, und die Listen der eingebrachten
einzureichen, indem wir euch sonst vor einer militari-
sehen Exekution nicht verwahren könnten — zugleich
aber versichert, daß wir, sodsld dieses geschehen, nach
erhaltener Gewalt, einige Waffen wieder austheilen
lassen werden. Wir laden euch auch ein, Bürger,,
ohne Zeitverlust ein genaues Verzeichuiß aller in eueren
Gemeinden seßhaften Ausländern, mit der Achewz
ihrer Hcimsth, so auch der sonst herumstreichenden
Fremden, die bei euch ansichtig werden, einzuschicken,
unter schwerer Verantwortlichkeit in, Fall der Unter-
lassung.

Und da wir schließiichen mit Mißvergnügen ver?
nehmen mußten, daß es Leute giebt, welche die Aeeh-t-
heit des lezlich im Druk Mitgetheilten Bness des
Morschall Calis-Marschlms bezweifeln,, oder bmchaf?
tt,wei<e vom Landvolk bezweifeln machen wellen --
so fordern wir alle und jede, die einen solchen Zwei-
fel hegen, auf, sich anher zu begeben, und das Oei?
ginal dieses Briefs sei st einzusehm, mit dem Anhang,
daß alle diejenigen, die Views uuieriiessen, und dennoch
diesen Brief als unächt vorzustellen sich erfrechten, im
Entdeck uiigsfall als Ruhest rer angesehen, und als
solche behandelt werden müßten.

Ehnr, den i«. April 1799.
Sprecher, Präsident.

Zür die prom'fcr sehe Landesregierung,
d'e«: Seurräiftlectar, D t t v.
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